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Herr Bundeskanzler, Sie besuchen an die-
sem Mittwoch zum ersten Mal als öster-
reichischer Regierungschef Berlin. Zuvor
aber sind Sie nach Frankreich gereist.
Spielt aus Ihrer Sicht jetzt Paris die erste
Geige im europäischen Konzert?

Traditionell sind österreichische Bun-
deskanzler als Erstes in die Schweiz ge-
reist. Ich habe ganz bewusst in den ersten
Tagen als Regierungschef in Brüssel die
drei Spitzen der Europäischen Union ge-
troffen. Es stimmt, meine erste bilaterale
Reise hat mich nach Frankreich geführt,
weil ich der Meinung bin, dass es Verän-
derungen in der Europäischen Union
braucht und Präsident Emmanuel Ma-
cron jemand ist, der den starken Willen
hat, diese Veränderungen einzuleiten.
Das ändert nichts daran, dass Deutsch-
land unser wichtigster Nachbar und Part-
ner ist. Ich freue mich, dass ich heute in
Deutschland zu Gast sein darf und er-
neut mit Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel, mit der ich in einem regelmäßigen
Austausch stehe, ein ausführliches Ge-
spräch führen kann.

Lässt sich Ihre Reiseplanung auch auf
den Umstand zurückführen, dass
Deutschland nur eine geschäftsführende
Regierung hat und noch immer nicht si-
cher ist, wann die neue Regierung gebil-
det und wie sie aussehen wird?

Ich habe Paris nur wenige Tage vor Ber-
lin besucht, insofern sollte man hier nicht
zu viel hineininterpretieren. Ich habe Bun-
deskanzlerin Merkel schon öfter getrof-
fen, mit ihr auch regelmäßig telefoniert.
Vor wenigen Tagen hatte ich nun auch mit
Präsident Macron mein erstes persönli-
ches Gespräch. Österreich ist nicht wie
Deutschland oder Frankreich eine große
Macht, sondern ein kleines Land in der Eu-
ropäischen Union. Aber wir wollen einen
aktiven Beitrag leisten. Dazu gehört eine
gute Vernetzung, nicht nur, aber auch
nach Deutschland.

Wie stehen Sie zu den europapolitischen
Reformvorschlägen Macrons?

Ich finde es gut, dass Frankreich einen
proeuropäischen Präsidenten mit dem
starken Willen zur Veränderung in der EU
hat. Wir haben ähnliche Vorstellungen,
was die Sicherheits- und Migrationspolitik
betrifft. Wir wollen ebenfalls Veränderun-
gen im System der EU wie etwa eine Ver-
kleinerung der Kommission. Ähnlich ist
es in wichtigen Zukunftsfragen: Wie ge-
hen wir mit der Digitalisierung oder der
Besteuerung von großen Internetkonzer-
nen in Europa um? Es gibt andere Berei-
che, wie die Frage des europäischen Haus-
halts oder der Weiterentwicklung der Eu-
rozone, wo ich sehr nahe an der Linie bin,
wie sie Wolfgang Schäuble definiert hatte.

Was gefällt beziehungsweise missfällt Ih-
nen an den Punkten, auf die sich in Ber-
lin Union und SPD verständigt haben?
Auch in ihrem Sondierungspapier steht
Europa ganz vorne.

Ich erachte es als sehr wichtig, dass der
Europäischen Union der Stellenwert ein-
geräumt wurde, der ihr auch zusteht. Ins-
besondere teile ich die Einschätzung, dass
die EU eine Erneuerung und einen Um-
bruch braucht, das sehe ich genauso. Da-
her war für uns auch die proeuropäische
Ausrichtung der neuen österreichischen
Bundesregierung so wichtig. Ein bürgernä-
heres und transparenteres Europa unter-
stütze ich ebenso wie Bemühungen zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des
Standortes Europa im globalen Wettbe-
werb und mehr Investitionen in Innovati-
on und Forschung. Es freut mich, dass im
Sondierungspapier auch eine Stärkung
der Subsidiarität als Ziel formuliert wird.
Bei gewissen Überlegungen, was die Euro-
zone betrifft, also etwa ein mögliches Eu-
rozonen-Budget, bin ich deutlich skepti-
scher. Außerdem habe ich den Anspruch,
dass es in den Verhandlungen zum mehr-
jährigen Finanzrahmen nach 2020 zu kei-
ner einseitigen Mehrbelastung für die Net-
tozahler wie Österreich kommt. Vielmehr
muss die EU sparsamer und effizienter
werden.

Österreich übernimmt im Juli die Rats-
präsidentschaft in der EU. Was haben
Sie dann vor?

Wir werden drei Themen ins Zentrum
rücken. Erstens den Bereich der Sicher-
heit. Das beginnt beim Kampf gegen Radi-
kalisierung und Terrorismus und endet
beim Außengrenzschutz, um illegale Mi-
gration nach Europa zu stoppen. Zweitens
ist mir das Thema Subsidiarität sehr wich-
tig. Wir brauchen eine Europäische Uni-
on, die sich stärker auf die großen Fragen
fokussiert und sich bei kleinen Themen,
in denen die Nationalstaaten oder Regio-
nen besser selbst entscheiden können,
stärker zurücknimmt. Das führt zu mehr
Kraft und Fokussierung in Bereichen, wo
es mehr Zusammenarbeit braucht, gleich-
zeitig reduziert es Regulierung und Büro-
kratie. Drittens werden wir einen Schwer-
punkt legen auf das Themenfeld der Digi-
talisierung. Nur wenn es uns als Europäi-
scher Union gelingt, als Standort nicht zu-
rückzufallen, werden wir mittel- und lang-
fristig wettbewerbsfähig bleiben.

Konkret heißt das?
Für die Digitalisierung brauchen wir

eine ordentliche Infrastruktur. Da wird
Österreich ganz massiv Akzente setzen.
Zum Zweiten müssen wir in der Ausbil-
dung vorankommen und Unternehmen
einen so guten Standort bieten, dass in
Zukunft unter den größten Digitalunter-
nehmen nicht ausschließlich amerikani-
sche oder asiatische Firmen sind. Und es
gibt Unternehmen, die Unsummen an
Gewinnen in europäischen Staaten erzie-
len, sie dort aber nicht versteuern. Da
müssen wir dringend gegensteuern. Die
OECD ist dabei, ein Konzept zu entwi-
ckeln. Wenn das nicht oder nicht schnell
genug funktioniert, braucht es eine euro-
päische Regelung. Das habe ich mit Präsi-
dent Macron besprochen und werde es
auch mit Bundeskanzlerin Merkel disku-
tieren.

Sie nennen Ihre Regierung „proeuropä-
isch“. Für welches Europa wollen Sie ein-
treten? Die Vorstellungen innerhalb der
EU reichen von einer besseren Freihan-
delszone bis zu den Vereinigten Staaten
von Europa.

Präsident Juncker hat fünf Szenarien
vorgeschlagen, wie sich die EU weiterent-
wickeln kann. Das vierte war jenes der
Subsidiarität. Das ist aus meiner Sicht
das richtige. Die Vielfalt muss gewahrt
werden. Mitgliedstaaten und Regionen
dürfen und sollen unterschiedlich sein.
Wir brauchen auch nicht in jedem The-
menbereich gemeinsame Regeln. Wenn
es so weitergeht, haben wir eine Regulie-
rungsdichte, die viele Menschen nicht
wollen und die die kleine sowie mittel-
ständische Wirtschaft nicht tragen kann.
Gleichzeitig muss die EU mehr Kraft ent-
wickeln, um in den großen Fragen stär-
ker zu werden. In den vergangenen Jah-
ren hat in der EU die Fokussierung ge-
fehlt. Wir haben uns mit vielen Themen
gleichzeitig beschäftigt und es in der
ganz zentralen Frage der Migration nicht
geschafft, eine gemeinsame europäische
Antwort zu geben. Tiefere Kooperation
ist in der Sicherheits-, Außen- und Vertei-
digungspolitik bis hin zur Währungspoli-
tik notwendig.

Was wollen Sie in der Währungs- und in
der Fiskalpolitik ändern?

Mit den Maastricht-Kriterien ist man
den richtigen Weg gegangen. Wir hören
aber jetzt immer wieder die Frage: Welche
Medizin verabreichen wir dem Kranken?
Es gibt zu wenig Fokus auf die Prävention.
Wir müssen alles tun, um ein zweites Grie-
chenland zu verhindern. Ganz wichtig ist
es, Regeln einzuhalten und keine Ausnah-
men zuzulassen.

Brauchen wir einen europäischen Finanz-
minister und einen Europäischen Wäh-
rungsfonds?

Einen europäischen Finanzminister
braucht es aus meiner Sicht nicht. Einer
Weiterentwicklung des Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus zu einem Europäi-
schen Währungsfonds stehen wir grund-
sätzlich offen gegenüber. Der dazu vorlie-
gende Vorschlag der EU-Kommission
überzeugt uns hingegen nicht.

Die Flüchtlingskrise und die unterschied-
lichen Reaktionen darauf haben zu ei-
nem nachhaltigen Zerwürfnis in der EU

geführt. Man kann von einer West-Ost-
Spaltung sprechen, die sich noch zu ver-
tiefen droht. Wie lässt sie sich überwin-
den?

Ich möchte positiv beginnen: Es hat in
den letzten Jahren sehr viel Bewegung ge-
geben. Die deutsche Position ist zum Bei-
spiel inzwischen deutlich näher an der un-
seren als noch vor zwei Jahren. Viele Staa-
ten haben sich in die richtige Richtung be-
wegt. Jetzt brauchen wir einen Fokus auf
einen ordentlichen Schutz der EU-Außen-
grenzen und nicht nur die ständige Diskus-
sion über die Verteilung der Flüchtlinge
innerhalb der Europäischen Union nach
Quoten. Es sind bislang gerade einmal
rund 30 000 Flüchtlinge von den 160 000
verteilt worden, die vorgesehen waren. So
viele sind 2015 zu Spitzenzeiten in zwei Ta-
gen nach Europa gekommen. Wir brau-
chen eine Politik, nach der wir und nicht
die Schlepper entscheiden, wer nach Euro-
pa kommen darf. Drittens brauchen wir
mehr Hilfe vor Ort, weil das unsere christ-
lich-soziale Verantwortung gegenüber
Menschen ist, die unter deutlich schlechte-
ren Bedingungen leben.

Sie haben gefordert, Migranten, die auf
illegalem Weg kommen wollen, an ge-
schützten Orten außerhalb der EU festzu-
halten, um dort Asylverfahren abzuwi-
ckeln. Bis zu einer konkreten Verwirkli-
chung dieses Planes, wenn sie überhaupt
möglich wird, ist es ein weiter Weg. Gibt
es Zwischenschritte, auf die sich alle eini-
gen könnten?

Unser derzeitiges Modell ist höchst un-
gerecht. Wer sich einen Schlepper leisten
kann und sich illegal auf den Weg macht,
der kommt nach Europa durch. Wer das
nicht tut, bleibt im Kriegsgebiet oder an-
derswo auf sich allein gestellt. Das kann
nicht das Modell der Europäischen Uni-
on sein. Deshalb halte ich eine Trend-
umkehr für notwendig: Wir entscheiden,
nicht die Schlepper. Bis dahin gibt es vie-
le Zwischenschritte, einige finden schon
statt. Zum Beispiel werden Flüchtlinge,
die auf griechischen Inseln ankommen,
nicht gleich aufs Festland weitertranspor-
tiert. Es wird mit der libyschen Küstenwa-
che und anderen kooperiert, um sicherzu-
stellen, dass Schlepperboote gar nicht
erst ablegen. Oder das Vorgehen gegen
NGOs im Mittelmeer, die gegen das Ge-
setz verstoßen oder nicht bereit sind, mit
staatlichen Behörden zu kooperieren.

Das ist gut, aber viele weitere Zwischen-
schritte müssen noch folgen, sonst
können die Migrationszahlen jederzeit
wieder ansteigen. Die Migrationskrise ist
nicht gelöst.

Auch wenn man durchaus am Sinn einer
Verteilung der Migranten auf Länder, in
die sie nicht wollen und in denen sie nicht
willkommen sind, zweifeln kann, gibt es
gültige Beschlüsse der EU dazu, die von
einigen Ländern schlicht nicht befolgt
werden. Wie ist mit diesen Staaten umzu-
gehen?

Diese Entscheidungen der EU sind
grundsätzlich zu akzeptieren. Das muss
auch für Polen und Ungarn gelten. Dar-
über hinaus ist es wichtig, dass sich die Eu-
ropäische Union nicht nur noch mit der
Verteilung von 160 000 Menschen aus
dem Jahr 2015 auseinandersetzt. Selbst
wenn das System der Quotenverteilung
funktionieren würde, was es nicht tut, wür-
de das nur eine Zeitverzögerung bedeu-
ten. Denn wenn man Menschen gegen ih-
ren eigenen Willen und gegen den Willen
der Staaten in Länder wie Polen bringen
wird, werden sie nach wenigen Jahren die
Niederlassungsfreiheit in der EU genie-
ßen und somit später nach Deutschland
oder Österreich kommen. Ich hoffe sehr,
dass wir bald in eine Phase kommen, in
der wir die nachhaltigen Lösungen imple-
mentieren und nicht in der Selbstbeschäfti-
gung verharren.

Wie könnte Solidarität zwischen den
EU-Ländern stattdessen aussehen?

Indem man Griechenland, Italien und
andere Mitgliedstaaten, die an der Außen-
grenze gelegen sind, nicht mit dem Grenz-
schutz allein lässt. Ein funktionierender
Außengrenzschutz ist die Basis für ein Eu-
ropa ohne Grenzen nach innen. Zum
Zweiten durch eine ordentliche Hilfe vor
Ort. Drittens indem wir jedem Land die
Möglichkeit bieten, über Resettlement-
Programme Menschen aus Kriegsgebie-
ten aufzunehmen. So haben es Länder
wie Australien und Kanada gemacht, in
der Vergangenheit auch Österreich. So ris-
kieren die Menschen nicht ihr Leben, fi-
nanzieren keine Schlepper, und Integrati-
onsmaßnahmen sind schon vorbereitet.

Haben Sie verstanden, warum die Regie-
rung Merkel im Verlauf der Flüchtlings-
krise eine andere Politik als Österreich
und auch Sie persönlich verfolgt hat?

Ich glaube, dass diese Herausforderung
nicht nur in Deutschland, sondern in vie-
len Staaten Europas und insbesondere
auch in der Europäischen Kommission da-
mals ein Stück weit unterschätzt wurde.
Es wurde unterschätzt, wie viele Men-
schen bereit sind, sich auf den Weg zu ma-
chen, wenn sie sehen, dass die Grenzen ge-
öffnet werden.

Gehört es auch zu Ihrer Politik, Öster-
reich für Asylbewerber bewusst weniger
attraktiv zu machen? Indem man zum
Beispiel darüber spricht, sie zu kasernie-
ren, Ausgangsbeschränkungen zu unter-
werfen, damit es für sie, um ein Zitat Ih-
res Koalitionspartners zu gebrauchen,
nicht so „gemütlich“ ist?

Solange das derzeitige System gilt und
Asylverfahren in Europa abgewickelt wer-
den, ist es das Ziel, das so rasch wie mög-
lich zu tun. Es ist wichtig, dass die Men-
schen rascher Klarheit haben, ob sie da-
bleiben dürfen oder nicht. Die Politik darf
nicht jahrelang zusehen müssen, solange
das Verfahren dauert. Das ist nicht weit
von dem entfernt, was Deutschland und
andere Länder vorhaben beziehungsweise
einige skandinavische Länder schon umge-
setzt haben.

In Deutschland benutzt man jedenfalls
andere Begriffe. Der österreichische In-
nenminister Herbert Kickl von der FPÖ
schlug vor, Asylbewerber „konzentriert“
unterzubringen.

Der Innenminister hat seine Aussage be-
reits klargestellt und darauf hingewiesen,
dass eine menschenwürdige Unterbrin-
gung eine Selbstverständlichkeit sein
muss. So steht das klar in unserem Re-
gierungsprogramm, dem ist nichts hinzu-
zufügen.

Können Sie mit dem Begriff „deutschna-
tional“ etwas anfangen? Viele Politiker
Ihres Koalitionspartners gehören Verei-
nen an, die sich so definieren.

Mit diesem Begriff kann ich nichts an-
fangen. Ich habe mit 16 Jahren begonnen,
mich in der Jungen ÖVP zu engagieren.
Das ist eine Organisation mit einem ganz
klaren Geschichtsverständnis und einer
ganz klaren Haltung zu Österreich und zur
Europäischen Union. Wenn jemand in sei-
ner Weltanschauung gefestigt ist, dann bin
es ich.

Aber wenn man mit Politikern, die so ver-
wurzelt sind, eine Koalition eingeht –
muss man sich dann nicht Gedanken dar-
über gemacht haben, was das eigentlich
bedeutet?

Ich möchte festhalten, es gibt in einer
Demokratie Gott sei Dank für die Bevölke-
rung die Möglichkeit zu entscheiden, wel-
che Parteien sie unterstützen möchte. Alle
im Parlament vertretenen Parteien in
Österreich sind demokratisch gewählt. Ich
habe in den Koalitionsverhandlungen mit
der FPÖ den Eindruck gewonnen, dass es
den klaren Wunsch gibt, einen Beitrag zu
einer positiven Veränderung in Österreich
zu leisten. Dass jeder gewisse Prägungen
und Grundhaltungen hat und dass es hier
Personen gibt, die ganz andere Weltan-
schauungen vertreten als ich, das ist in ei-
ner Demokratie und einer Koalitionsregie-
rung immer der Fall. Ich habe die Bedin-
gung gestellt, dass es eine proeuropäische
Ausrichtung gibt, aber natürlich auch ein
klares Bekenntnis zu unserer Verfassung,
zu unseren europarechtlichen und völker-
rechtlichen Verpflichtungen sowie den
Werten, die ein gesellschaftliches Mitein-
ander ermöglichen und fördern. All das ist
in diesem Regierungsprogramm festge-
schrieben.

Gehört zu Ihrem Projekt auch eine politi-
sche Zähmung der FPÖ, indem man sie
in die Verantwortung nimmt?

Ein Regierungsmitglied hat andere Auf-
gaben als ein Oppositionspolitiker. Verant-
wortung verändert Menschen meistens.

Ein CSU-Politiker hat einen Aufbruch
in eine „konservative Bürgerlichkeit“ in
Deutschland gefordert. Er sprach sogar
von einer „konservativen Revolution“.
Ist Österreich schon auf dem Weg dort-
hin? Ihrem Bündnis mit der FPÖ wird ja
auch sonst allerhand zugetraut.

Ich bin ein bürgerlicher Politiker der
Mitte. Wir sind eine bürgerliche Mitte-
rechts-Koalition, die das umsetzt, was wir
im Wahlkampf versprochen haben: eine
steuerliche Entlastung, damit Menschen,
die arbeiten gehen, nicht die Dummen
sind. Wir haben eine höhere Steuer- und
Abgabenlast als im EU-Durchschnitt,
auch höher als Deutschland. Es ist absolut
notwendig, hier anzusetzen. Die ersten
Maßnahmen, die wir beschlossen haben,
waren deshalb in diesem Bereich. Zwei-
tens ist es unser Ziel, Sicherheit zu gewähr-
leisten – auch durch unseren Kampf gegen
illegale Migration. Drittens wollen wir
den österreichischen Wirtschaftsstandort
stärken und zukunftsfit machen. Dazu er-
greifen wir Maßnahmen vom Bildungsbe-
reich bis zur Deregulierung.

Da werden Sie auf manchen Widerstand
stoßen.

Natürlich. Ich habe vor, in den nächsten
fünf Jahren das zu tun, was ich für richtig
erachte – unabhängig davon, ob das popu-
lär ist oder nicht. Wir haben viele Maßnah-
men im Regierungsprogramm festge-
schrieben, die populär sind, und viele, die
es nicht sind.

Österreich steckt in einem Geflecht von
Strukturen und Gebräuchen, das in Jahr-
zehnten großer Koalition gewachsen ist
und das Land einschnürt. Etwa das Kam-
mersystem, das sich über die Politik gela-
gert hat. Oder Pensionen, die zukünfti-
gen Generationen gewaltige Lasten auf-
bürden. Das Regierungsprogramm lässt
in diesen Punkten nicht viel Ehrgeiz er-
kennen. Verzichten Sie da auf Reformen
aus Rücksicht auf mächtige Interessen?

Das größte Problem an unserem Stand-
ort ist die hohe Regulierung, die vielen Ge-
setze und Verordnungen. Da kann kaum

jemand noch den Überblick bewahren, die
Menschen werden entmündigt. Da setzen
wir ganz massiv an. Wir haben einen Mi-
nister, der sich eigens der Deregulierung
und Reform widmet. Wir haben uns dar-
auf festgelegt, nicht Entscheidungen, die
die Bundesregierung zu treffen hätte, an
die Sozialpartner zu delegieren. Die Sozi-
alpartner haben ihre Aufgaben, aber die
Regierung hat die Aufgabe zu entschei-
den, auch wenn es hier und da keine Eini-
gung der Sozialpartner gibt. Das ist ein
Novum für Österreich. Bei der Pflichtmit-
gliedschaft in den Kammern erwarten wir
uns von der Wirtschaftskammer und der
Arbeiterkammer, sparsamer mit den Bei-
trägen umzugehen. Bei den Pensionen ha-
ben wir uns darauf geeinigt, Maßnahmen
zu ergreifen, um das faktische Antritts-
alter an das gesetzliche anzupassen. Es
braucht keine ständigen Diskussionen
über das gesetzliche Pensionsalter, solan-
ge das tatsächliche nicht beim gesetzli-
chen liegt.

Können Sie angesichts der österrei-
chischen Erfahrungen mit großen Koali-
tionen Deutschland dazu raten, wieder
eine einzugehen?

Deutschland hier Tipps zu geben wäre
anmaßend. Angela Merkel ist eine sehr er-
fahrene Regierungschefin. Ich bin mir si-
cher, dass in Berlin die richtigen Entschei-
dungen getroffen werden. In Österreich
haben sich die Wähler definitiv für eine
Veränderung ausgesprochen, es gab große
Unzufriedenheit über die Koalition von
SPÖ und ÖVP. Ich wünsche mir im Interes-
se Deutschlands, aber auch in unserem als
Nachbar und in dem der Europäischen
Union eine rasche Regierungsbildung, da-
mit es in Berlin eine stabile Regierung
gibt. Davon werden wir alle profitieren.

In Bezug auf Österreich gefragt: Was
macht eine dauerhafte große Koalition
aus einem Land?

Länder sind sehr unterschiedlich und
schwer vergleichbar. Die Koalition aus
SPÖ und ÖVP war geprägt von einem stän-
digen Gegeneinander, von ganz unter-
schiedlichen Konzepten. Das war definitiv
nicht zum Vorteil des Landes. Zu notwen-
digen Veränderungen hatte die große Ko-
alition nicht die Kraft.

Das führt zu Lähmung und wuchernden
Strukturen?

In Österreich ist diese Analyse sicher
richtig.

Sie haben geäußert, Österreich wolle in
der Flüchtlingspolitik eine Brücke bauen
zwischen den Visegrád-Staaten auf der ei-
nen und Deutschland auf der anderen Sei-
te. Bedeutet das Äquidistanz?

So möchte ich das nicht verstanden wis-
sen. Wir haben eine klare Haltung: In Fra-
gen der Rechtsstaatlichkeit und Demokra-
tie gibt es keine Äquidistanz, wenn es Fehl-
entwicklungen in einem Mitgliedstaat
gibt. Aber wenn es nicht gelingt, die Span-
nungen abzubauen, die es beispielsweise
zwischen Ost und West in der EU immer
mehr gibt, dann wird die Zusammenarbeit
immer schwieriger werden. Wo es sinnvoll
und richtig ist, wollen wir daher eine Brü-
ckenfunktion einnehmen, um den Zusam-
menhalt in der EU zu stärken.

Wie soll die EU auf die Entwicklung von
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in
Polen und Ungarn reagieren?

Es braucht, egal in welchem Mitglied-
staat, immer ein genaues Hinsehen, wenn
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Ge-
fahr sind oder zumindest dieser Eindruck
entsteht. Hier gibt es klare Verantwortlich-
keiten der Europäischen Kommission.
Was Polen betrifft, bin ich froh, dass die
Kommission hier ihrer Verantwortung
nachgekommen ist. Polen versucht der-
zeit, diese Bedenken auszuräumen. Man
wird sehen, ob das gelingt. Wenn nicht,
dann gibt es durch Artikel 7 entsprechen-
de Möglichkeiten. Wir werden die Kom-
mission, wenn es notwendig wird, unter-
stützen.

Fürchten Sie nicht, dass man mit einer
Erhöhung des Drucks, etwa auch mit
dem Kürzen von Zahlungen, zur politi-
schen Radikalisierung Polens beiträgt
oder das Land gar aus der EU treibt?

Darum hoffe ich, dass der Dialog erfolg-
reich ist. Er ist für alle Beteiligten der wün-
schenswertere Weg. Es gibt schon genü-
gend Spannungen in der EU.

Die Entscheidung Ihrer Regierung, den
Südtirolern die österreichische Staatsan-
gehörigkeit zusätzlich zur italienischen
anzubieten, ist von Rom nicht gerade ent-
spannt aufgenommen worden. Ist der
Preis eines Streits mit Italien nicht ein
bisschen hoch – gerade in diesen Zeiten?

Viele Staaten in der EU haben eine Dop-
pelstaatsbürgerschaft, auch Italien. Wenn
wir hier aktiv werden, werden wir das im-
mer gut abgestimmt mit Italien tun. Derzeit
haben jedoch andere Themen Priorität.

Moskau wünscht, dass die wegen der
Annexion der Krim und der russischen
Intervention in der Ostukraine verhäng-
ten EU-Sanktionen aufgehoben werden.
Wien hatte in der Vergangenheit für die-
sen Wunsch mehr Verständnis als Berlin
gezeigt. Gilt das auch für Ihre Regie-
rung?

Wir sind ein Land, das Interesse an ei-
nem positiven Miteinander in Europa hat.
Langfristig wird es nur Frieden in Europa
mit und nicht gegen Russland geben kön-
nen. Das bedeutet nicht, dass wir wegse-
hen, wenn Völkerrecht verletzt wird und
Unrecht geschieht. Als EU müssen wir auf
Fortschritte im Ukraine-Konflikt dringen,
also bei der Umsetzung des Minsker Ab-
kommens. Wenn es diese gibt, dann ist es
wünschenswert, die Sanktionen Schritt
für Schritt abzubauen, um weitere Anreize
für Fortschritte zu setzen, wie das damals
Frank-Walter Steinmeier noch als Außen-
minister vorgeschlagen hat.
Das Gespräch mit dem österreichischen
Bundeskanzler führten
Berthold Kohler und Stephan Löwenstein.

Sebastian Kurz in seiner Kanzlei am Wiener Ballhausplatz  Foto Helmut Fricke

Ich wünsche mir eine
stabile Regierung in Berlin
Ein Gespräch mit Bundeskanzler Kurz über seine Pläne für Österreich

und Europa – und über die Erfahrungen mit großen Koalitionen


